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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Kraske, Frau Tübler, Thürk, Frau Schleicher, Ziegler, 
Rommerskirchen, Dr. Wörner, Stahlberg, Löher, Handlos, de Terra, Biehle, Entrup, 
Kroll-Schlüter und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wehrgerechtigkeit 


Die auf Jahre hinaus wachsende Stärke der Musterungsjahr- 
gänge, die zunehmende finanzielle Überlastung der öffentlichen 
Haushalte und der steigende Bedarf an sozialen Diensten 
machen eine größtmögliche Wehr- und Dienstgerechtigkeit zu 
einem entscheidenden Problem der kommenden Jahre. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. W|e groß wird - nach Jahren aufgeschlüsselt - die Zahl der 
als „wehrdienstfähig" Gemusterten sein, die - ohne Berück- 
sichtigung der anerkannten Wehrdienstverweigerer - in den 
Jahren 1976 bis 1985 bei gleidibleibendem Friedensumfang 
der Bundeswehr nicht zum Grundwehrdienst herangezogen 
werden können? 

2. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei entsprechen- 
der Erhöhung der Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze 
auch solche Wehrpflichtige zu einem Zivildienst einzuberu- 
fen, die nicht anerkannte Kriegsdienstverweigerer sind, aber 
wegen der Stärke ihres Geburtsjahrganges nicht zum Grund- 
wehrdienst herangezogen werden können? 

Ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, dem Bundes- 
tag Vorschläge für die erforderlichen Gesetzesänderungen 
vorzulegen? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Zahl der Plätze 
im Zivil- und Katastrophenschutz zu erhöhen? 

3.1 Wieviel Plätze stehen zur Zeit zur Verfügung? 

3.2 Wieviel Plätze sind zur Zeit besetzt? 

3.3 Welche Erweiterungsmöglichkeiten sieht die Bundesre- 
gierung - nach Jahren aufgeschlüsselt - für die Jahre 
1976 bis 1985? 

3.4 Welche Kosten würden dabei entstehen? 
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4. Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
über die in letzter Zeit mehrfach geäußerten Hoffnungen hin- 
aus, die Zahl der Zivildienstplätze in den kommenden Jah- 
ren zu erhöhen? Welche quantitativen Ziele hat die Bundes- 
regierung dabei - nach Jahren aufgeschlüsselt - für die Jahre 
1976 bis 1985, und welche Kosten werden dadurch ent- 
stehen? 

5. Hält es die Bundesregierung für möglich und erwägenswert, 
Zivildienstleistende in wesentlich höherem Maße als bisher 
für Aufgaben des Umweltschutzes einzusetzen? 

5.1 Wieviel derartige Plätze könnten nach Ansicht der Bun- 
desregierung bis 1985 geschaffen werden? 

5.2 Wieviel Kosten würden dabei entstehen? 

5.3 Welche Kosten könnten bei der Erledigung unabweis- 
bar auf die Gemeinschaft zukommender Aufgaben durch 
Wehrpflichtige eingespart werden? 

6. Sieht die Bundesregierung andere Möglichkeiten, „wehr- 
dienstfähig" Gemusterte, die wegen der Stärke ihres Ge- 
burtsjahrganges nicht zum Grundwehrdienst herangezogen 
werden können, in Gemeinschaftsdiensten einzusetzen? 
Wenn ja, wo und in welchem Umfang? Welche Kosten wür- 
den dabei entstehen bzw. wären dadurch einzusparen? 

7. Bedeutet die Äußerung von Bundesverteidigungsminister 
Georg Leber in der ZDF-Sendung „Blickpunkt" vom 12. No- 
vember 1974 er denke nicht daran, „die Frage nach einer 
Wehrsteuer in diesem Zusammenhang wieder aufzugreifen", 
daß die Bundesregierung den Gedanken an eine materielle 
Ausgleichsabgabe für alle „wehrdienstfähig" Gemusterten, 
aber nicht zum Dienst herangezogenen, endgültig aufgege- 
ben hat? 

Ist damit der in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (Drucksache 
7/2020 vom 22. April 1974) erwähnte Auftrag an die im 
November 1973 eingesetzte interministerielle Arbeitsgruppe 
„die Einführung einer Ausgleichsabgabe (zu) prüfen", hin- 
fällig geworden, oder welche Ergebnisse haben die Beratun- 
gen dieser Arbeitsgruppe inzwischen erbracht? 


8. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundestag ihre 
Vorschläge für eine Neuordnung des Verfahrens zur Prüfung 
und Anerkennung von Kriegsdienstverweigerern vorzule- 
gen, nachdem Bundesminister Georg Leber im Bulletin der 
Bundesregierung vom 2. Oktober 1974 angekündigt hatte, 
eine Arbeitsgruppe unter Leitung des Bundesbeauftragten 
für den Zivildienst werde bis zum 30. November 1974 den 
Entwurf einer entsprechenden Gesetzesnovelle ausarbeiten? 
Wie erklärt die Bundesregierung die offenkundig eingetre- 
tene Verzögerung? 
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9. Warum hat die Bundesregierung nicht längst Vorschläge zur 
Änderung des Prüfungsverfahrens gemacht, wie sie die Frak- 
tion der CDU/CSU seit Mai 1974 fordert, da solche Änderun- 
gen auch nach den weitergehenden Vorstellungen des Bun- 
desministers der Verteidigung erforderlich wären, von allen 
Sachkundigen für überfällig gehalten werden und dazu bei- 
tragen könnten, die derzeit entstandene Rechtsunsicherheit 
zu beseitigen? 


Bonn, den 22. Januar 1975 
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